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Amtlicher Teil 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Das Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt erlässt als zuständige Behörde folgende 
 

Tierseuchenallgemeinverfügung 
zur Umsetzung der Verordnung zum Schutz der Rinder vor einer 

Infektion mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus (BVDV-Verordnung) 
im Landkreis Teltow-Fläming 

 
 
I. Auf der Grundlage der §§ 3 Abs. 3 und 7 sowie § 4 Abs. 3 der BVDV-Verordnung1 
 wird für alle Rinderbestände des Landkreises Teltow-Fläming Folgendes  
 angewiesen: 
 

1. Alle Untersuchungen auf das BVD-Virus sind im Landeslabor Berlin-Brandenburg 
durchführen zu lassen. 

 
2. Bei allen nach dem 01.01.2011 geborenen Kälbern erfolgt die Untersuchung auf 

das BVD-Virus ausschließlich durch die Entnahme von Ohrstanzproben. Bei 
Totgeburten ist ein Stück Ohr einzusenden, auf dem Untersuchungsantrag ist im 
Vorbericht die Ohrmarkennummer des Muttertieres anzugeben. Weitere 
Untersuchungen (Bestands-, Nachuntersuchungen usw.) sind mittels 
Blutprobenentnahme durch einen Tierarzt durchzuführen.  
Die Anordnung zur Untersuchung auf BVDV gilt auch für Totgeburten und bisher 
nicht untersuchte, verendete Rinder.  

 
3. Vor dem Verbringen aus dem Bestand müssen alle zu verbringenden Rinder mit 

negativem Ergebnis auf das BVD-Virus untersucht sein.  
 

4. Mastrinder, die unmittelbar zur Schlachtung verbracht werden und am  
1. Januar 2011 den sechsten Lebensmonat vollendet haben, können ohne 
Untersuchung auf das BVD-Virus geschlachtet werden. 

 
5. Alle Rinder, die am 31.12. 2011 im Landkreis Teltow-Fläming gehalten werden, 

müssen auf das BVD-Virus untersucht worden sein. Eine Untersuchung ist nicht 
erforderlich für Kühe, die ein BVD-Virus negatives (unverdächtiges) Kalb geboren 
haben. 

 
II. Zuwiderhandlungen gegen Punkt I.1. bis I.5 stellen gemäß § 6 der BVDV-

Verordnung1 in Verbindung mit § 76 Tierseuchengesetz2 eine Ordnungswidrigkeit dar 
und können mit einer Geldbuße bis 25.000,- € geahndet werden. 

 
III. Diese Tierseuchenallgemeinverfügung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 
 
 
Begründung: 
 
Ziel der Verordnung zum Schutz der Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen 
Virusdiarrhoe-Virus ist es, die mit erheblichen wirtschaftlichen Verlusten einhergehende 
Krankheit zu tilgen. Dies kann in einem überschaubaren Zeitraum nur erreicht werden, wenn 
flächendeckend alle Rinder zeitnah auf das BVD-Virus untersucht werden, die persistent 



Amtsblatt 
für den Landkreis Teltow-Fläming 37/2010 
__________________________________________________________________________________________ 

Seite 4 von 15 

infizierten Rinder eliminiert werden und eine Gefährdung der Rinderbestände durch das 
Verbringen mit dem BVD-Virus infizierter Rinder ausgeschlossen werden kann. Um dieses 
Ziel zu erreichen, wird vom Landkreis Teltow-Fläming von der Möglichkeit des § 3 Abs. 3 der 
BVDV-Verordnung1 Gebrauch gemacht. Damit werden einheitliche Vorgaben für alle 
Rinderhalter im Landkreis Teltow-Fläming festgelegt. Gleichzeitig werden die Möglichkeiten 
der §§ 3 Abs. 4 sowie 4 Abs. 7 der BVDV-Verordnung1 eingeschränkt. 
 
Die in der BVDV-Verordnung1 vorgesehenen Ausnahmen von diesen Regelungen bedürfen 
immer einer Einzelfallentscheidung durch das Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt 
Teltow-Fläming und können somit nicht Bestandteil dieser Allgemeinverfügung sein. 
 
Es liegt im öffentlichen Interesse, die durch das BVD-Virus verursachten ökonomischen 
Schäden, besonders unter dem Gesichtspunkt der überdurchschnittlichen Größe der 
Rinderbestände im Landkreis Teltow-Fläming, zu verringern und so schnell wie möglich die 
BVDV-Unverdächtigkeit aller Rinderbestände des Landkreises zu erreichen. 
 
Die von mir verfügten Maßnahmen sind geeignet und notwendig, die Gefahr der Verbreitung 
des BVD-Virus durch das Verbringen von mit dem BVD-Virus permanent infizierten Rindern 
zu verhindern. 
 
Gemäß § 80 Satz 1 Nr. 2 TierSG2 hat die Anfechtung einer Anordnung zur Untersuchung 
von Tieren keine aufschiebende Wirkung. Das bedeutet, dass die mit dieser 
Tierseuchenallgemeinverfügung angeordneten Maßnahmen selbst bei der Einlegung eines 
Widerspruchs zu befolgen sind. 
 
Rechtliche Grundlagen: 

1. Verordnung zum Schutz der Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen 
Virusdiarrhoe-Virus (BVDV-Verordnung) vom 04. Oktober 2010 (BGBl. I S. 1320), 

2. Tierseuchengesetz vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1260, berichtigt: BGBl. I S. 3588), 
3. Gesetz zur Ausführung des Tierseuchengesetzes vom 17.Dezember 2001 (GVBl. I 

2002 S. 14) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Tierseuchenallgemeinverfügung  kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Kreisverwaltung 
Teltow-Fläming ▪ Am Nuthefließ 2 ▪ 14943 Luckenwalde, schriftlich oder zur Niederschrift zu 
erheben. Der Widerspruch gegen die Maßnahmen hat gemäß § 80 Tierseuchengesetz keine 
aufschiebende Wirkung. 
 
 
Im Auftrag 
 
gez. Dr. Neuling 
Amtstierärztin 
 
 
Hinweise: 
Bei Vorliegen eines positiven Untersuchungsergebnisses nehmen Sie bitte mit dem 
Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt / SG Veterinärwesen Kontakt auf zur 
Abstimmung der weiteren Vorgehensweise. Persistent infizierte (positive) Tiere sind 
entsprechen § 5 BVDV-Verordnung1 zu töten, dies schließt eine Schlachtung mit ein. 
Die Gewährung einer Merzungsbeihilfe der Tierseuchenkasse für positiv getestete Kälber in 
Höhe von 100.- € setzt voraus, dass das Kalb innerhalb von 7 Tagen nach der Geburt mit 
der Ohrstanzohrmarke gekennzeichnet  und innerhalb von 14 Tagen nach Befundmitteilung 
getötet wurde. 
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7. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die öffentliche dezentrale 

Schmutzwasserbeseitigung des  
Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS Zossen) 

 
 
Die Satzung über die öffentliche dezentrale Schmutzwasserbeseitigung des 
Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS Zossen) vom 29.12.2003 wird wie 
folgt geändert: 
 

Artikel 1 
 
1. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
 1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
  „1. Für die Inanspruchnahme der dezentralen Schmutzwasserbeseitigung  
       beträgt die Gebühr: 
 
         a)    8,25 Euro/m³ für den abgefahrenen Grubeninhalt 
         b)  31,44 Euro/m³ für den abgefahrenen Klärschlamm 
        
         zuzüglich 0,49 Euro je angefangenen Meter Schlauch über 15 m.“ 
 
 2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
  „ 2. Die Zusatzgebühr für Mehraufwendungen gemäß § 14 Abs. 6 
        beträgt je angefangene Viertelstunde: 
 
        a) werktags von 22:00 – 06:00 Uhr   11,15 Euro, 
             b) an Sonn- und Feiertagen     2,89 Euro, 
        c) Stillstands- und Wartezeiten sowie  
   vergebliche Anfahrt    13,33 Euro.“ 
 
 

Artikel 2 
 

Die Satzung tritt am 01.01.2011 in Kraft. 
 
 
Am Mellensee, den 21.12.2010 
 
 
Heike Nicolaus 
stellv. Verbandsvorsteherin 
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Satzung über die Erhebung von Gebühren für die  
öffentliche Wasserversorgung des  

Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS Zossen) 
 
 

Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes vom 
23. September 2008 (GVBl. I S. 202), der §§ 8 Abs. 4 und 15 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194), zuletzt geändert durch Art. 8 des 
Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 202) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 160) hat die Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden am 20. Dezember 2010 folgende 
Neufassung der Gebührensatzung für die Wasserversorgung beschlossen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Der Zweckverband Komplexsanierung mittlerer Süden (im Folgenden KMS Zossen 

genannt) betreibt die Wasserversorgung nach Maßgabe der Wasserversorgungs-
satzung in der jeweils geltenden Fassung als eine selbständige öffentliche Einrichtung 
(im Folgenden öffentliche Wasserversorgungsanlage genannt). 

 
(2) Der KMS Zossen erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Benutzungsgebühren für die 

Inanspruchnahme der öffentlichen Wasserversorgungsanlage (Wassergebühren). 
 
(3) Die Wassergebühren gliedern sich in Grund- und Verbrauchsgebühren. 
 

§ 2 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Grundgebühr wird nach der Nennleistung des verwendeten Wasserzählers 

bemessen. Bei Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
angeschlossen sind, ohne einen Wasserzähler zu verwenden, wird die Nennleistung 
des Wasserzählers festgesetzt, die nach den anerkannten Regeln der Technik 
erforderlich sein würde, um die dem Grundstück zuzuführenden Wassermengen zu 
messen. 

 
(2) Die Verbrauchsgebühr wird nach der vom Wasserzähler erfassten Wassermenge 

bemessen. Berechnungseinheit ist ein Kubikmeter (m3). Die Messung der Wasser-
mengen erfolgt durch Wasserzähler. 

 
(3) Die Wasserzähler haben den eichrechtlichen Vorschriften zu entsprechen und sind 

vom KMS Zossen oder einem beauftragten Dritten zu verplomben.  
 
(4) Die gemessene Wassermenge gilt auch dann als Gebührenbemessungsgrundlage, 

wenn sie ungenutzt (etwa durch schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstellen oder 
Rohrbrüche hinter der Messeinrichtung) verlorengegangen ist. Ergibt eine Überprüfung, 
dass die Messeinrichtung über die nach der Eichordnung zulässigen 
Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch anzeigt, oder ist der Wasserzähler stehen 
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geblieben oder ist ein Wasserzähler nicht vorhanden oder stehen die ermittelten 
Wassermengen aus sonstigen Gründen nicht zur Verfügung, so schätzt der KMS 
Zossen den Wasserverbrauch unter Zugrundelegung der Menge des letzten 
Erhebungszeitraums und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des 
Gebührenpflichtigen. Ist die Menge des letzten Erhebungszeitraums nicht ermittelbar, 
kann der durchschnittliche Verbrauch von vergleichbaren Gebührenpflichtigen bei der 
Schätzung zu Grunde gelegt werden. 

 

(5) Die Wasserzähler werden von Dienstkräften des KMS Zossen oder durch von ihm 
Beauftragte oder auf Verlangen des KMS Zossen vom Gebührenpflichtigen selbst 
einmal jährlich abgelesen. 

 

(6) Soweit die Wassermengen nicht ermittelt werden können oder aus anderen Gründen 
nicht zur Verfügung stehen, wird die Wassermenge unter Zugrundelegung der Menge 
des letzten Erhebungszeitraums und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben 
des Gebührenpflichtigen geschätzt. Ist die Menge des letzten Erhebungszeitraums 
nicht ermittelbar, kann der durchschnittliche Verbrauch von vergleichbaren 
Gebührenpflichtigen bei der Schätzung zugrunde gelegt werden. 

  
§ 3 

Gebührensatz 
 
(1) Die Grundgebühr beträgt bei einem Nenndurchfluss von 
 

maximal Qn 2,5 – einschl. Qn 5  =       5,11 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 6,0     =     12,26 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 10,0    =     20,44 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 15,0    =    30,66 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 25,0    =    51,10 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 40,0    =    81,76 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 60,0    =  122,64 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 100,0   = 204,40 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 150,0   = 306,60 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 250,0   = 511,00 €/Monat  (netto) 

 
(2) Die Verbrauchsgebühr beträgt: 
 

a) für den Zeitraum vom 01.01.2006 bis 31.12.2006: 1,54 €/m³ 
b) für den Zeitraum vom 01.01.2007 bis 31.12.2007: 1,57 €/m³ 
c)  für den Zeitraum vom 01.01.2008 bis 31.12.2008: 1,45 €/m³ 
d) für den Zeitraum vom 01.01.2009 bis 31.12.2009: 1,22 €/m³ 
e) für den Zeitraum vom 01.01.2010 bis 31.12.2010: 1,20 €/m³ 
f)  ab dem 01.01.2011: 1,26 €/m³ 

 
§ 4 

Gebührenpflichtiger 
 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der öffentlichen 

Wasserversorgungsanlage Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht oder sonstigem dinglichen Nutzungsrecht belastet, so tritt an die 
Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte bzw. der sonstige dinglich Berechtigte. 

 
(2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(3) Bei einem Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit dem 

Zeitpunkt des Wechsels auf den neuen Gebührenpflichtigen über. 
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§ 5 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht für die Grundgebühr entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung 

des Anschluss des Grundstückes an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
(Herstellung der Grundstücksanschlussleitung und der haustechnischen 
Trinkwasseranlagen).  

 

(2) Die Gebührenpflicht für die Verbrauchsgebühr entsteht mit dem Tag, an dem erstmals 
Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage entnommen wird. 

 

(3) Die Gebührenpflicht für die Verbrauchsgebühr endet, sobald die Entnahme von Wasser 
auf Dauer endet. Die Gebührenpflicht für die Grundgebühr endet, sobald der Anschluss 
des Grundstücks beseitigt wird. 

 
§ 6 

Erhebungszeitraum 
 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des Erhebungszeitraums. Endet ein 
Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Erhebungszeitraums, entsteht die 
Gebührenschuld mit Ablauf des Tages, an dem das Nutzungsverhältnis endet. Bei 
einem Wechsel des Gebührenpflichtigen vor Ablauf des Erhebungszeitraums entsteht 
die Gebührenschuld für den bisherigen Pflichtigen mit Ablauf des Tages, an dem die 
Gebührenpflicht übergegangen ist. 

 

(2) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
 

(3) Soweit die Gebühr nach der durch Wasserzähler ermittelten Wassermenge erhoben 
wird, gilt die Ableseperiode für den Wasserverbrauch als Erhebungszeitraum. Die 
Ableseperiode ist der jeweilige Zeitraum zwischen zwei Ablesungen des 
Wasserzählers. Die Ableseperiode beträgt ein Jahr. Ändert sich der Gebührensatz 
innerhalb eines Erhebungszeitraums, wird zur Feststellung der jeweiligen 
Wassermenge der Wasserverbrauch zum Stichtag der Änderung des Gebührensatzes 
ermittelt. 

 
§ 7 

Vorauszahlungen und Fälligkeit 
 
(1) Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt und zwei Wochen nach der 

Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 

(2) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes zu erwartende Gebühr werden anteilig 
zum 15. des 2., 4., 6., 8. und 10. Monats, der dem Monat folgt, in dem der Bescheid 
bekannt gegeben wurde, Vorauszahlungen von jeweils 1/5 der voraussichtlichen 
Gebührenschuld fällig. Die Vorauszahlungen werden durch Bescheid auf der 
Grundlage der Berechnungsdaten des vorhergehenden Erhebungszeitraums 
festgesetzt. Fehlt es an solchen Berechnungsdaten, so setzt der KMS Zossen die Höhe 
der Vorauszahlungen unter Schätzung der voraussichtlichen Gebührenschuld fest. Ist 
der Fälligkeitszeitpunkt einer Vorauszahlung bei der Bekanntgabe des Bescheides 
bereits überschritten, so wird der auf diesen Fälligkeitszeitpunkt entfallende Betrag 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 

(3) Ergibt sich bei der Gebührenfestsetzung, dass zu hohe Vorauszahlungen gezahlt 
wurden, so wird der übersteigende Betrag mit den nachfolgenden Vorauszahlungen 
verrechnet, soweit der Gebührenpflichtige nicht ausdrücklich die Rückzahlung verlangt. 
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§ 8 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 
 
Die Gebührenpflichtigen haben dem KMS Zossen jede Auskunft zu erteilen, die für die 
Festsetzung und Erhebung der Gebühren nach dieser Gebührensatzung erforderlich ist. 
Jeder Eigentumswechsel und jeder Wechsel des Erbbauberechtigten bzw. des dinglich zur 
Nutzung Berechtigten ist dem KMS Zossen sowohl vom ehemaligen Eigentümer bzw. 
Berechtigten als auch vom neuen Eigentümer bzw. Berechtigten innerhalb eines Monat 
schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung 
der Gebühren beeinflussen, so hat der Gebührenpflichtige dies unverzüglich dem KMS 
Zossen schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen 
neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Dienstkräften oder mit besonderem 
Berechtigungsnachweis versehenen Beauftragten des KMS Zossen ist der Zutritt auf das 
Grundstück zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung 
festzustellen oder zu überprüfen. Die Gebührenpflichtigen haben das Betreten zu dulden. 
  

§ 9 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen 

der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personen- 
und grundstücksbezogenen Daten aus dem Grundbuch, den Unterlagen der unteren 
Bauaufsichtsbehörde, der unteren Wasserbehörde, des Katasteramtes und der 
Einwohnermeldeämter durch den KMS Zossen zulässig. Der KMS Zossen darf sich 
diese Daten von den zuständigen Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum 
Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

 
(2) Der KMS Zossen ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen 

und von den nach Absatz 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen 
mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu 
verwenden und weiterzuverarbeiten. 

  
§ 10 

Umsatzsteuer 
 
Zu den in dieser Satzung festgelegten Gebühren tritt die Umsatzsteuer in der im 
Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe hinzu. 
  

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 8 den 

Eigentumswechsel oder den Wechsel des Erbbauberechtigten bzw. des dinglich zur 
Nutzung Berechtigten nicht innerhalb eines Monats schriftlich dem KMS Zossen 
anzeigt, den Zutritt nicht gewährt oder das Betreten nicht duldet. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5,00 € bis 1.000,00 € geahndet 

werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der 
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reicht das satzungsmäßige Höchstmaß 
hierzu nicht aus, kann es überschritten werden. 

 
(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet 

Anwendung; zuständige Verwaltungsbehörde ist der Verbandsvorsteher. 
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§ 12 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2006 in Kraft. Mit Inkrafttreten dieser 
Satzung tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen sowie Kostenersatz für die Hausanschlüsse des 
Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS Zossen) vom 23. Januar 2006 , 
zuletzt geändert durch die 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen und Gebühren für die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen sowie Kostenersatz 
für die Hausanschlüsse des Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS 
Zossen) vom 16. März 2007, sowie die Satzung über die Erhebung von Beiträgen und 
Gebühren für die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen sowie Kostenersatz für die 
Hausanschlüsse des Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS Zossen) 
vom 20. Dezember 2007, zuletzt geändert durch die 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen sowie Kostenersatz für die Hausanschlüsse des 
Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS Zossen) vom 25. Februar 2010, 
außer Kraft.  
 
 
Am Mellensee, 21.12.2010 
 
 
Heike Nicolaus 
stellv. Verbandsvorsteherin 
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Satzung über die Erhebung von Gebühren für die  
zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigung des 

Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS Zossen) 
 
 

Aufgrund der §§ 2 und 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes vom 
23. September 2008 (GVBl. I S. 202), der §§ 8 Abs. 4 und 15 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVBl. I S. 194), zuletzt geändert durch Art. 8 des 
Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 202) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 160), hat die Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden am 20. Dezember 2010 folgende 
Neufassung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigung beschlossen: 
 

§1 
Allgemeines 

 
(1) Der Zweckverband Komplexsanierung mittlerer Süden (im Folgenden KMS Zossen 

genannt) betreibt die zentrale Schmutzwasserbeseitigung nach Maßgabe der 
Entwässerungssatzung in der jeweils geltenden Fassung als eine selbständige 
öffentliche Einrichtung (nachfolgend öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
genannt). 

 

(2) Der KMS Zossen erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Benutzungsgebühren für die 
Inanspruchnahme der öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage 
(Schmutzwassergebühren). 

 

(3) Die Schmutzwassergebühren gliedern sich in Grund- und Verbrauchsgebühren. 
 

§ 2 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Grundgebühr wird nach der Nennleistung der verwendeten Wasserzähler 

bemessen. Ist ein Wasserzähler für den Anschluss an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage nicht vorhanden, so wird die Nennleistung des 
Wasserzählers festgesetzt, die nach den anerkannten Regeln der Technik erforderlich 
sein würde, um die dem Grundstück zuzuführenden Wassermengen zu messen.  

 

(2) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Schmutzwassermenge berechnet, die im 
Erhebungszeitraum in die öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage gelangt. 
Berechnungseinheit für die Gebühr ist ein Kubikmeter (m3) Schmutzwasser. Die 
Messung der Wassermengen erfolgt durch Wasserzähler. 

 

(3) Als in die öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage gelangte Schmutzwasser-
menge gilt die dem Grundstück aus fremden und eigenen Wasserversorgungsanlagen 
zugeführte Wassermenge. Der Bezug von Wasser, das nicht aus der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage stammt, ist gegenüber dem KMS Zossen anzeigepflichtig 
und in seiner Menge nachzuweisen. Auf Verlangen des KMS Zossen hat der 
Gebührenpflichtige für die nicht aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
bezogenen Wassermengen geeignete und geeichte Messeinrichtungen auf seine 
Kosten einzubauen, zu erneuern, zu verändern und zu unterhalten. 
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(4) Werden Wassermengen der öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage nicht 

zugeführt, so kann der Gebührenpflichtige diese Mengen über geeignete und geeichte 
Messeinrichtungen, die vom KMS Zossen genehmigt und verplombt werden, 
nachweisen und deren Absetzung beantragen. Der Antrag ist spätestens innerhalb 
eines Monats nach Ablauf des für die Veranlagung maßgeblichen 
Erhebungszeitraumes zu stellen. Der Einbau, die Erneuerung, die Veränderung und die 
Unterhaltung der entsprechenden Messeinrichtungen haben auf Kosten des 
Gebührenpflichtigen zu erfolgen. Ist der Nachweis über Messeinrichtungen nicht 
möglich, kann dieser durch spezifische Fachgutachten für den Gebührenpflichtigen 
geführt werden. 

 
(5) In dem jeweiligen Erhebungszeitraum gilt als angefallene Schmutzwassermenge: 
 

a)  für die Wassermenge aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage die 
ermittelte Verbrauchsmenge, 

b)  für die Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen oder sonstigen 
Entnahmestellen, die von der eingebauten Messeinrichtung angezeigte oder in 
anderer Weise nachgewiesene Wassermenge,  

 

abzüglich der zur Absetzung nachgewiesenen Wassermenge entsprechend Abs. 4. 
 
(6) Soweit die Wassermengen nach Abs. 5 lit. a) und b) nicht ermittelt werden können oder 

aus anderen Gründen nicht zur Verfügung stehen, wird die Wassermenge unter 
Zugrundelegung der Menge des letzten Erhebungszeitraums und unter 
Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. Ist die 
Menge des letzten Erhebungszeitraums nicht ermittelbar, kann der durchschnittliche 
Verbrauch von vergleichbaren Gebührenpflichtigen bei der Schätzung zugrunde gelegt 
werden. 

 
(7) Bei Bestehen einer Schmutzwassermesseinrichtung, die den Bestimmungen des 

Eichgesetzes entspricht, ist die tatsächlich eingeleitete Schmutzwassermenge 
maßgeblich. 

 
(8) Die Wasserzähler werden von Dienstkräften des KMS Zossen oder durch von ihm 

Beauftragte oder auf Verlangen des KMS Zossen vom Gebührenpflichtigen selbst 
einmal jährlich abgelesen. 

 
§ 3 

Gebührensatz 
 
(1) Die Grundgebühr beträgt bei einem Nenndurchfluss von 
 

maximal Qn 2,5 – einschl. Qn 5  =       5,11 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 6,0     =     12,26 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 10,0    =     20,44 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 15,0    =    30,66 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 25,0    =    51,10 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 40,0    =    81,76 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 60,0    =  122,64 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 100,0   = 204,40 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 150,0   = 306,60 €/Monat  (netto) 
maximal Qn 250,0   = 511,00 €/Monat  (netto) 
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(2) Die Verbrauchsgebühr beträgt: 
 

a) für den Zeitraum vom 01.01.2006 bis 31.12.2006: 5,76 €/m³ 
b) für den Zeitraum vom 01.01.2007 bis 31.12.2007: 5,12 €/m³ 
c)  für den Zeitraum vom 01.01.2008 bis 31.12.2008: 4,68 €/m³ 
d) für den Zeitraum vom 01.01.2009 bis 31.12.2009: 4,35 €/m³ 
e) für den Zeitraum vom 01.01.2010 bis 31.12.2010: 4,75 €/m³ 
f)  ab dem 01.01.2011: 3,96 €/m³ 

 
§ 4 

Entstehen und Beendigung der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht für die Grundgebühr entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung 

des Anschlusses des Grundstückes an die öffentliche Schmutzwasserbeseitigungs-
anlage (Herstellung der Grundstücksanschlussleitung und der haustechnischen 
Schmutzwasseranlagen). 

 
(2) Die Gebührenpflicht für das Einleiten von Schmutzwasser (Verbrauchsgebühr) entsteht 

mit dem Tag, an dem Schmutzwasser auf dem Grundstück anfällt und in die öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungsanlage erstmals eingeleitet wird. 

 
(3) Die Gebührenpflicht für die Verbrauchsgebühr endet, sobald der Anschluss des 

Grundstücks beseitigt wird oder die Zuführung von Schmutzwasser von dem 
Grundstück in die öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage auf Dauer endet. Die 
Gebührenpflicht für die Grundgebühr endet, sobald der Anschluss des Grundstücks 
beseitigt wird. 

 
§ 5 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der öffentlichen 

Schmutzwasserbeseitigungsanlage Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das 
Grundstück mit einem Erbbaurecht oder mit einem dinglichen Nutzungsrecht belastet, 
so tritt der Erbbauberechtigte bzw. der dinglich zur Nutzung des Grundstücks 
Berechtigte an die Stelle des Eigentümers. 

 
(2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(3) Bei einem Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit dem 

Zeitpunkt des Wechsels auf den neuen Gebührenpflichtigen über. 
 
 

§ 6 
Erhebungszeitraum 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des Erhebungszeitraums. Endet ein 

Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Erhebungszeitraums, entsteht die 
Gebührenschuld mit Ablauf des Tages, an dem das Nutzungsverhältnis endet. Bei 
einem Wechsel des Gebührenpflichtigen vor Ablauf des Erhebungszeitraumes entsteht 
die Gebührenschuld für den bisherigen Pflichtigen mit Ablauf des Tages, an dem der 
Gebührenpflichtige wechselt. 

 
(2) Der Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
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(3) Soweit die Gebühr nach der durch Wasserzähler ermittelten Wassermenge erhoben 

wird, gilt die Ableseperiode für den Wasserverbrauch als Erhebungszeitraum. Die 
Ableseperiode ist der jeweilige Zeitraum zwischen zwei Ablesungen des 
Wasserzählers. Die Ableseperiode beträgt ein Jahr. Ändert sich der Gebührensatz 
innerhalb eines Erhebungszeitraums, wird zur Feststellung der jeweiligen 
Wassermenge der Wasserverbrauch zum Stichtag der Änderung des Gebührensatzes 
ermittelt. 

 
§ 7 

Vorauszahlungen und Fälligkeit 
 
(1) Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt und sind zwei Wochen nach 

Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
(2) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes zu erwartende Gebühr werden anteilig 

zum 15. des 2., 4., 6., 8. und 10. Monats, der dem Monat folgt, in dem der Bescheid 
bekannt gegeben wurde, Vorauszahlungen von jeweils 1/5 der voraussichtlichen 
Gebührenschuld fällig. Die Vorauszahlungen werden durch Bescheid auf der 
Grundlage der Berechnungsdaten des vorhergehenden Erhebungszeitraums 
festgesetzt. Fehlt es an solchen Berechnungsdaten, so setzt der KMS Zossen die Höhe 
der Vorauszahlungen unter Schätzung der voraussichtlichen Gebührenschuld fest. Ist 
der Fälligkeitszeitpunkt einer Vorauszahlung bei der Bekanntgabe des Bescheides 
bereits überschritten, so wird der auf diesen Fälligkeitszeitpunkt entfallende Betrag 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 
(3) Ergibt sich bei der Gebührenfestsetzung, dass zu hohe Vorauszahlungen gezahlt 

wurden, so wird der übersteigende Betrag mit den nachfolgenden Vorauszahlungen 
verrechnet, soweit der Gebührenpflichtige nicht ausdrücklich die Rückzahlung verlangt. 

 
§ 8 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 
 
Die Abgabepflichtigen haben dem KMS Zossen jede Auskunft zu erteilen, die für die 
Festsetzung und Erhebung der Abgaben nach dieser Gebührensatzung erforderlich ist. 
Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem KMS Zossen sowohl vom 
Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf 
dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, so hat 
der Abgabenpflichtige dies unverzüglich dem KMS Zossen schriftlich anzuzeigen; dieselbe 
Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt 
werden. Dienstkräften oder mit besonderem Berechtigungsnachweis versehenen 
Beauftragten des KMS Zossen ist der Zutritt auf das Grundstück zu gewähren, um 
Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen. Die 
Abgabepflichtigen haben das Betreten zu dulden. 
 

§ 9 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen 

der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personen- 
und grundstücksbezogenen Daten aus dem Grundbuch, den Unterlagen der Unteren 
Bauaufsichtsbehörde, der Unteren Wasserbehörde, des Katasteramtes und der 
Einwohnermeldeämter durch den KMS Zossen zulässig. Der KMS Zossen darf sich 
diese Daten von den zuständigen Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum 
Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung weiter verarbeiten. 



Amtsblatt 
für den Landkreis Teltow-Fläming 37/2010 
__________________________________________________________________________________________ 

Seite 15 von 15 

 
(2) Der KMS Zossen ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen 

und von den nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen 
mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu 
verwenden und weiter zu verarbeiten. 

 
§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

a)  entgegen § 2 Abs. 3 trotz Aufforderung des KMS Zossen keine geeignete und 
geeichte Messvorrichtung installiert, 

 

b)  entgegen § 8 den Wechsel des Gebührenpflichtigen nicht anzeigt und nachweist, 
Auskünfte nicht oder nicht fristgemäß oder falsch erteilt, den Zutritt nicht gewährt 
oder das Betreten nicht duldet. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5,00 € bis 1.000,00 € geahndet 

werden. Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der 
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. Reicht das satzungsmäßige Höchstmaß 
hierzu nicht aus, kann es überschritten werden. 

 
(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeit in der jeweils geltenden Fassung findet 

Anwendung; zuständige Verwaltungsbehörde ist der Verbandsvorsteher. 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2006 in Kraft. Mit Inkrafttreten dieser 
Satzung tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die zentrale 
öffentliche Schmutzwasserbeseitigung sowie Kostenersatz für die Grundstücksanschlüsse 
des Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden (KMS Zossen) vom 23.Januar 
2006, zuletzt geändert durch die 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung 
von Beiträgen und Gebühren für die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigung sowie 
Kostenersatz für die Grundstücksanschlüsse des Zweckverbandes Komplexsanierung 
mittlerer Süden (KMS Zossen) vom 25. Februar 2010, außer Kraft.  
 
 
Am Mellensee, 21.12.2010 
 
 
Heike Nicolaus 
stellv. Verbandsvorsteherin 
 


